
möchte Sie weiter fragen, ob Sie wissen, daß Sie mit der Über­
nahme des Schwerbehindertengesetzes der BRD besser gestellt 
sind. Aber da Sie ja kein geeintes Deutschland wollen, frage ich 
mich...

(Starker Protest bei der PDS)

Demloff (PDS):

Aber, liebe Abgeordnete, wir sitzen doch nun lange genug im 
Ausschuß, und ich habe auch in persönlichen Gesprächen ver­
sucht, Ihre nicht begründete Auffassung ein bißchen geradezu­
rücken. Ich will hier mit aller Schärfe und mit aller Deutlichkeit 
sagen: Sowohl in unserer Programmatik als auch in unserem 
Wirken haben wir erklärt: Wir sind für ein Zusammenwachsen 
beider deutscher Staaten als Teil des Zusammenwachsens Euro­
pas. Und gerade weil wir das sind, wollen wir beispielsweise be­
stimmte Regelungen...

(Frau Pfeiffer, CDU/DA: Ich hatte eine kurze Frage gestellt 
und möchte bitte eine kurze Antwort und keine politische Erklä­
rung!)

(Unmutsäußerungen bei der PDS)

Wissen Sie, ich begrüße es, daß ich Fragen beantworten kann. 
’ 1 allgemeinen ist es nämlich so, daß Ihre Abgeordneten uns in
__<n vergangenen Jahren nicht zu Hause aufgesucht haben und
nicht mit uns zusammengewirkt haben.

(Proteste, vor allem bei CDU/DA und DSU)

Aber jene, die an den gleichen Grundanliegen aus anderen 
weltanschaulichen Positionen gewirkt haben als ich - kann ich 
mit ruhigem Gewissen sagen -, haben eine sehr hohe Achtung 
vor mir, und diese Achtung und Freundschaft ist auch nicht zu 
erschüttern.

(Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner: Dan­
ke. Gestatten Sie noch weitere Anfragen, Herr Abgeordneter 
Demloff?)

Aber gerne.

Ziel (SPD):

Herr Abgeordneter Demloff, ich möchte an Sie die Frage rich­
ten, ob es zutrifft, daß im Schwerbehindertengesetz ab § 24 die 
Rechte der Schwerbehinderten, was ihre Vertretung im Betrieb 

trifft, geregelt sind.

Demloff (PDS):

Das generelle Problem besteht doch darin, daß das Schwerbe­
hindertengesetz weitestgehende Regelungen schafft für die 
Vertretung im Betrieb, die wir auch weitestgehend übernom­
men haben. Aber was das Denken anbetrifft... Wir haben gerade 
das Gesetz über die Errichtung und das Verfahren der Schieds- 
stellen für Arbeitsrecht aus dem gleichen Ministerium wie das 
Schwerbehindertengesetz; dort sind die Schwerbehindertenver­
tretungen überhaupt nicht zur Kenntnis genommen, die in Zu­
kunft in den Betrieben geschaffen werden sollen. Das zeigt doch 
nur, wie problematisch es ist, die Vertretungen selbst dort 
durchzusetzen. Und außerdem müssen die ja erst einmal tätig 
sein. Aber was ist denn nun mit den Schwerbehinderten, die 
nicht im Betrieb sind? Es gibt dort ganz viele Probleme. Und au­
ßerdem: Menschen mit Behinderungen sind nicht gleichartig, 
die sind spezifisch, behindertenspezifisch aufgegliedert - dazu 
gibt es 60 behindertenspezifische Organisationen -, die sind al­
tersmäßig, kulturell, bildungsmäßig, berufsmäßig unterschied­
lich. Es ist also außerordentlich schwierig, die Gesellschaft so zu 
gestalten, daß das, was Sie als Freiheit der Persönlichkeit empfin­
den und ausdrücken, daß das, was Sie als Entwicklung eines freien 
Staates empfinden, wirklich für diese Menschen aufgeschlossen 
wird. Für sie ist die Tür noch weitestgehend verschlossen.

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Danke. Und eine weitere Anfrage.

Dr. Opitz (Die Liberalen):

Herr Abgeordneter, würden Sie einen Weg sehen, daß wir das 
Gesetz zu einer 3. Lesung zurückverweisen und daß dann diese 
hier angesprochenen offenen Fragen nochmal im Ausschuß - ich 
würde auch herzlich darum bitten, noch einmal im Gesundheits­
ausschuß, nicht nur im Ausschuß für Arbeit und Soziales - bera­
ten würden und daß dann eventuell eine Durchführungsbestim­
mung oder ein ähnlicher Weg gefunden wird, weil es mir wichtig 
erscheint, daß besonders das Problem der Vertretung der 
Schwerstbeschädigten und Schwerbeschädigten im Betrieb be­
reits doch in einer gewissen Form gelöst ist. Und ich möchte dem 
jetzt nicht meine Zustimmung versagen müssen, was andere 
aber erreichen wollen.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Demloff (PDS):

Ich hätte einen Vorschlag an das Parlament, wenn das Parla­
ment es akzeptieren kann. Mein Vorschlag würde so lauten: 
Wenn das Parlament mehrheitlich zustimmt, daß wir den Aus­
schuß für Deutsche Einheit beauftragen, auf schnellstem Wege 
mit Terminsetzung, mit der Regierung der DDR und der Regie­
rung der BRD zu verhandeln über einen Stufenplan zur Aufnah­
me und gesetzlichen Reglung aller Probleme von Menschen mit 
Behinderungen im Zusammenwachsen beider deutscher Staa­
ten, unter Beteiligung der Behindertenverbände beider deut­
scher Staaten, dann würde ich das Parlament aufrufen, dem jet­
zigen Entwurf als einstweilige Lösung sofort zuzustimmen, weil 
ja dann die Bedingungen zur ständigen Veränderung geschaffen 
sind. Wenn das aber nicht möglich ist, dann würde ich auffor­
dern, dieses Gesetz in seiner jetzigen Form abzulehnen. Das wä­
re auch ein konkreter Schritt zur Gestaltung der Beziehungen 
zwischen beiden deutschen Staaten.

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Frau Ministerin Hildebrandt hat sich zu Wort gemeldet.

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Ich wollte mich an sich deswegen zu Wort melden, weil mich 
doch die Charakterisierung der Stellung der Regierung, die hier 
oben thront, zu den Problemen etwas betroffen gemacht hat. 
Darauf komme ich gleich.

Aber vorher möchte ich sagen, daß mir unbegreiflich ist, daß 
Sie dieser Form des Schwerbehindertengesetzes, an der wir 
wirklich mit Akribie lange Zeit gearbeitet haben und wobei wir 
im Prinzip versucht haben, alles drinzulassen, was für uns eini­
germaßen realistisch und auf Grund der finanziellen Möglich­
keiten realisierbar ist, so skeptisch gegenüberstehen.

Sie wissen: Wir gehen auf die deutsche Einheit zu, und über 
kurz oder lang wird das Schwerbehindertengesetz in der vollen 
Form auch für unsere Bürger zur Anwendung kommen. Nur die 
Verhältnisse sind überhaupt nicht so. Wenn ich das einmal real 
mit ein paar kleinen Dingen ausdrücken kann, um Ihnen zu sa­
gen, daß für uns die gesetzgeberische Sache das eine ist, aber das 
Tätigwerden vor Ort das andere und daß wir uns darum intensiv 
bemühen, möchte ich einige Beispiele nennen, gerade auch, weil 
Sie sagten: Die Regierung tut nichts!

Denken Sie an die laufenden Meldungen, die an uns kommen, 
zum Beispiel vom Blinden- und Sehschwachenverband Halle: 
Die Bürstenbindereien gehen ein, haben keine Aufträge mehr. 
27 sind dort schon entlassen. Ähnliches habe ich mir in der So­
phienstraße angesehen. Es ist wirklich so, daß sie keine Aufträge 
mehr haben, sonst könnten sie weiter arbeiten. Um nur einen
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